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Drucksache IV/ 3235 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschläge der Kommission der EWG 

für eine Verordnung des Rats betreffend Gemeinschaftsbeiträge 
für die Berufsumschulung von landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigen, die innerhalb der Landwirtschaft ihren Beruf wechseln 

möchten 

für eine Verordnung des Rats betreffend Gemeinschaftsbeiträge 
zur Förderung der Fachausbildung von Beratern der Informa- 
tionsstellen für Berufswechsel für landwirtschaftliche 

Erwerbstätige 

— Drucksache IV/3078 — 


A. Bericht des Abgeordneten Frehsee 


Die nachstehenden Vorschläge der EWG-Kommis- 
sion 

a) für eine Verordnung des Rats betreffend Ge- 
meinschaftsbeiträge für die Berufsumschulung 
von landwirtschaftlichen Erwerbstätigen, die in- 
nerhalb der Landwirtschaft ihren Beruf wechseln 
möchten 

b) für eine Verordnung des Rats betreffend Ge- 
meinschaftsbeiträge zur Förderung der Fachaus- 
bildung von Beratern der Informationsstellen für 
Berufswechsel für landwirtschaftliche Erwerbs- 
tätige 

wurden mit Schreiben des Herrn Bundestagspräsi- 
denten vom 16. Februar 1965 an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten federfüh- 
rend sowie an den Ausschuß für Arbeit mitberatend 
überwiesen. 

1. Mit der Verordnung zu a) soll sich nach dem 
Vorschlag der Kommission die Gemeinschaft an 


der Finanzierung von Umschulungsmaßnahmen 
für Landwirte und deren mithelfende Familien- 
angehörige beteiligen, die sich innerhalb der 
Landwirtschaft auf eine andere landwirtschaft- 
liche Berufstätigkeit umschulen wollen, z. B. weil 
der landwirtschaftliche Betrieb auf eine andere 
Produktionsrichtung umgestellt werden muß. 
Diese finanzielle Beteiligung soll nach der Ver- 
ordnung zu b) auch auf die Ausbildung von Be- 
ratungskräften ausgedehnt werden, welche die 
in der Verordnung zu a) erfaßten Personen bei 
der Umschulung und Umstellung beraten. Nach 
beiden Verordnungen sollen sowohl Zuschüsse 
zu den laufenden Kosten der erforderlichen Ein- 
richtungen (Berufsumschulungsanstalten sowie 
Spezialisierungs- und Fortbildungsschulen für 
Berater) als auch Pauschalstipendien gewährt 
werden. 

Die Gemeinschaftsbeiträge sollen nicht aus dem 
Ausrichtungs- und Garantiefonds, sondern aus 
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einem zu schaffenden Sonderkapital des allge- 
meinen Haushaltsplans der Kommission gelei- 
stet werden. 

II. Der federführende Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten sowie der mitbera- 
tende Ausschuß für Arbeit haben die Kommis- 
sionsvorschläge eingehend beraten und beschlos- 
sen, sie mit folgenden Vorbehalten zur Kenntnis 
zu nehmen: 

1. Auf Artikel 43 in Verbindung mit Artikel 41 a 
des EWG-Vertrages können die Verordnun- 
gen nur insoweit gestützt werden, als sie die 
Umschulung innerhalb der Landwirtschaft 
und die Ausbildung von Beratern zu diesem 
Zweck zum Inhalt haben. 

Artikel 2 der Verordnung zu a) und Artikel 1 
Buchstabe b der Verordnung zu b) können 
daher nicht auf Artikel 41 und Artikel 43 des 
EWG-Vertrages gestützt werden, da es sich 
um die Umschulung von aus der Landwirt- 
schaft abwandernden Personen handelt. Eine 
klare Abgrenzung gegenüber den Aufgaben 
des Europäischen Sozialfonds wird für not- 
wendig erachtet. 

2. Die Aufgaben in der Verordnung zu a) sind 
gegenüber der landwirtschaftlichen Berufs- 


ausbildung, in der Verordnung zu b) gegen- 
über der Berufsberatung nicht ausreichend 
abgegrenzt. 

3. Die Kosten für Studienreisen und praktische 
Vorführungen in Artikel 4 der Verordnungen 
zu a) und b) können nicht als Betriebsaus- 
gaben von Umschulungsanstalten bzw. Spe- 
zialisierungs- und Fortbildimgsschulen ange- 
sehen werden. 

4. Die Festlegung der wesentlichen Kriterien zur 
Bestimmung der Zonen gemäß Artikel 11 in 
Verbindung mit Artikel 18 der Verordnung 
zu a) und Artikel 15 in Verbindung mit Arti- 
kel 22 der Verordnung zu b) sollte in den 
Verordnungen selbst geschehen. 

5. Die Bestimmungen über die Höhe der Ge- 
meinschaftsbeiträge zu den Betriebskosten 
und das Verfahren zur Festsetzung der Pau- 
schalstipendien sind zu überprüfen, wenn die 
Kommission den nach diesen Verordnungen 
zu erwartenden Finanzbedarf mitgeteilt hat. 

6. Die nach diesen Verordnungen insgesamt zu 
gewährenden Gemeinschaftsbeiträge sollten 
der Höhe nach limitiert werden. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschußantrag zuzustimmen. 


Bonn, den 24. März 1965 


Frehsee 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Vorschläge der EWG-Kommission — - Druck- 
sache IV/3078 — - zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei ihren Ver- 
handlungen im EWG-Ministerrat nur einer Rege- 
lung zuzustimmen, die den im Schriftlichen Be- 
richt aufgeführten Vorbehalten Rechnung trägt. 


Bonn, den 24. März 1965 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Frehsee 

Vorsitzender Berichterstatter 

angenommen in der 175. Plenarsitzung am 25. März 1965 
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